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Die wirtschaftlichen Verluste in Indochina
Paris, den 14. August

Auf den W affenstillstand in In­
dochina reagierte überraschen­

derweise die französische W irt­
schaft mit nicht unerheblichem O pti­
mismus. An der Börse erlebten so 
nicht zuletzt die Papiere der im 
Norden des Vietnam arbeitenden 
Gesellschaften einen Kursanstieg, 
wohl in der Annahme, daß sie 
nach W iederherstellung ruhiger 
Verhältnisse auch unter kommuni­
stischem Regime w eiter arbeiten 
können. Der erlittene V erlust wurde 
zunächst offensichtlich durch das 
Gefühl der Entlastung zumindest 
psychologisch ausgeglichen. Dabei 
macht man sich allerdings gewisse 
Illusionen, besonders was die Mög­
lichkeit einer Verringerung des 
innerfranzösischen Steuerdrucks be­
trifft.

Bei der Beurteilung der tatsäch­
lichen Lage ist zu berücksichtigen, 
daß die ursprünglich sehr bedeu­
tenden und kapitalreichen indo­
chinesischen Kolonialgesellschaften 
in der Nachkriegszeit ihre flüssigen 
Mittel so w eitgehend wie nur mög­
lich aus O stasien abzogen. Teil­
weise gaben sie dort ihre Tätig­
keit ganz auf und behielten nur 
noch ihren indochinesischen Firmen­
namen, teilw eise suditen sie sich 
zusätzliche Beteiligungen in ande­
ren überseeischen Gebieten der 
Französischen Union. Sämtliche 
Kriegsschädenvergütungen wurden 
so außerhalb Indochinas neu an­
gelegt. Selbst die Kautschukunter­
nehmungen, die bei steigender Pro­
duktion unverändert hohe Gewinne 
abwerfen, sind, von wenigen Aus­
nahmen abgesehen, nur noch te il­
weise an Indochina interessiert. Die 
„Banque de l'Indochine", die in der

Vergangenheit das Symbol franzö­
sischer W irtschaftsmacht in Ost­
asien darstellte, besitzt augenblick­
lich nur noch weniger als 20 “/o 
ihrer Aktiven in Indochina. Dieses 
Beispiel ist bezeichnend für die 
allgemeine Entwicklung. Berück­
sichtigung verdient auch die syste­
matische börsenmäßige Entwertung 
der indochinesischen Kolonialpa­
piere. Diese teilweise Abschreibung 
fiel den Aktionären um so leichter, 
als gerade die gefährdeten Gesell­
schaften bis in die jüngste V er­
gangenheit hinein sehr hohe Divi­
denden bezahlten und damit prak­
tisch ihr Gesellschaftskapital weit­
gehend indirekt zurückvergütet 
haben.

Nach zwangsläufig ungenauen 
und ihrer Zusammensetzung nach 
schwer kontrollierbaren Schätzun­
gen belaufen sich die französischen 
Investitionen in Indochina augen­
blicklich noch auf 450 Mrd. ffrs., 
davon 150 Mrd. in den der kommu­
nistischen Kontrolle überlassenen 
Gebieten und der Rest in Südviet­
nam, Laos und Kambodscha. Als 
gefährdet können nur die Investi­
tionen im kommunistischen Viet­
nam angesehen werden. Aber auch 
hierfür wird in nächster Zeit nicht 
mit V erlusten gerechnet, da man 
annimmt, daß bis auf weiteres die 
Kommunisten schon im Hinblick 
auf ihren erheblichen wirtschaft­
lichen W iederaufbaubedarf eine Po­
litik der wirtschaftlidien Zusam­
m enarbeit betreiben werden. Der 
Norden des Vietnam w ar immer 
ärmer als der Süden, und sein 
Lebensstandard muß in Anbetracht 
der starken kriegsbedingten Aus­
blutung z. Z. auch für asiatische V er­
hältnisse ungewöhnlich niedrig sein.

Der landwirtschaftlich begünstigte 
Südvietnam w ird dank der Befrie­
dung und des Flüchtlingszustromes 
aus dem Norden m it einem nicht 
zu unterschätzenden wirtschaftlichen 
Auftrieb rechnen dürfen. Die ersten 
Nutznießer davon dürften die fran­
zösischen Kautschukplantagen sein, 
die bisher infolge Unruhen und 
mangelnder A rbeitskräfte ihre Lei­
stungsfähigkeit nur zu etwa zwei 
Dritteln auswerten konnten und nun­
mehr ohne übertriebenen Optimis­
mus m it einer Steigerung ihrer 
Jahresproduktion von etwa 70 000 
auf 100 000 t  rechnen können. Un­
abhängig von der Agrarreform sind 
für die aus dem Norden einströ­
menden Flüchtlinge, aber auch für 
das Elendsproletariat der Städte 
und Reisfelder bei etwas gutem 
W illen und entsprechender am eri­
kanischer Hilfe ausgedehnte, bisher 
unausgenützte Landflächen vorhan­
den. Die Behörden des Vietnam rech­
nen mit massiver amerikanischer 
W irtschaftshilfe, d. h. die der W irt­
schaftsentwicklung dienenden Kre­
dite sollen mindestens ebenso hoch 
sein wie die bisherigen Zuwen­
dungen für militärische Zwecke. 
Auch Frankreich wird, nicht zuletzt 
aus politischen Gründen, gezwun­
gen sein, sich finanziell an dem 
W iederaufbauprogram m des V iet­
nam  zu beteiligen. Es ist unter die­
sen Voraussetzungen durchaus re­
alistisch anzunehmen, daß der w irt­
schaftliche Auftrieb des Landes 
einen mehr als hinreichenden Aus­
gleich für die Exportmöglichkeiten 
bietet, die sich bisher aus der mili­
tärischen Lage ergaben.

In französischen W irtschaftskrei­
sen befürchtet man selbstverständ­
lich einen teilweisen Verlust des
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indodiinesisdien M arktes. Die Lie­
ferungen an die nördlidien Gebiete 
fallen dabei weniger ins Gewidit 
als das bevorstehende Ende des 
französischen Einfuhrmonopols. Die 
drei indodiinesisdien Staaten wol­
len zwar in der Franc-Zone verblei­
ben, legen jedodi größten W ert auf 
ihre zukünftige Einfuhrfreiheit, mit 
der Forderung an Frankreidi nach 
ausreidienden Devisenkontingen­
ten. Das große Opfer dieses un- 
umgänglidien W andels ist die fran- 
zösisdie Baumwollindustrie. Davon 
abgesehen sollte man die Bedeu­
tung des indodiinesisdien M arktes 
für die französisdie W irtsdiaft nicht 
übertreiben. Er nahm  1953 etwa 8 “/o 
des Gesamtexportes auf. Selbst 
wenn davon, was keineswegs sidier 
ist, 2 bis 4 %  verloren gehen, ist 
darin keine wirtschaftliche Kata­
strophe zu sehen. Normalerweise 
sollte es sidi übrigens nur um in­
terne Umschiditungen von der Ge- 
braudisgüter- auf die K apitalgüter­
industrie handeln. Erfolgt eine groß­

zügige Agrarform mit Ansiedlung 
der übersdiüssigen Bevölkerung auf 
neuen Landstridien — und diese 
Lösung ist mit amerikanischer Hilfe 
mehr als wahrsdieinlich — sollte 
es w eder Frankreich noch den an­
deren europäischen Ländern an 
Absatzmöglichkeiten in Indodiina 
mangeln.

Zwei Unsicherheitsfaktoren für die 
französische W irtschaft verdienen 
absdiließend Erwähnung: das indo­
chinesische Steuersystem  und die 
Devisenbilanz der Franc-Zone. Die 
steuerliche Belastung der Kolonial- 
gesellsdiaften w ar bisher gering. 
Der Körperschaftsteuersatz erreicht 
nicht einmal die Hälfte desjenigen 
des M utterlandes. Es ist anzuneh­
men, daß die nunmehr restlos selb­
ständige lokale Regierung gerade 
im Hinblick auf den W iederaufbau 
die französischen Gesellschaften 
steuerlich viel stärker heranziehen 
wird, was sie gegebenenfalls n id it 
daran hindern sollte, für neue aus­
ländische Investitionen im Rahmen

eines geplanten Industrialisierungs­
programmes großzügige Steuer­
befreiung zu gewähren.

W as die Devisenlage betrifft, 
deckten bekanntlidi die am erikani­
sdien H ilfskredite für Indochina den 
Fehlbetrag der französischen Zah­
lungsbilanz. Selbst wenn sie durdi 
wirtschaftliche Investitionen aus der 
gleichen Quelle in Indochina er­
setzt werden, verbleibt eine Lücke, 
denn ein Teil der Beträge würde 
zu Käufen außerhalb der Franc- 
Zone Verwendung finden. Die fran­
zösische Regierung ist sich dieser 
neuen Lage sehr wohl bewußt und 
hofft, für diesen M inderertrag durch 
gesteigerten Export einen Aus­
gleich zu sdiaffen. Gegebenenfalls 
könnte sie auch an eine Erleichte­
rung und damit Belebung der aus­
ländischen Investitionstätigkeit in 
den anderen überseeisdien Ge­
bieten der Französischen Union 
denken. An Aufgaben und w irt­
schaftlich dringendenErfordernissen 
m angelt es dort keineswegs. (f.)

Italiens Argumente für seinen Anspruch auf Triest
Nach Abschluß des Balkanpaktes zwischen Jugoslawien, Griechenland 
und der Türkei gewinnt das „Triestproblem“ erneut an aktueller 
Bedeutung. Nachdem wir im Märzhefi einen Beitrag über die wirt­
schaftliche Zugehörigkeit Triests veröffentlicht hatten, erhalten wir 
nunmehr eine Stellungnahme von italienischer Seite, die allerdings 
weniger auf die wirtschaftlichen Zusammenhänge eingeht und das 
Schwergewicht auf das ethnische Problem legt.

Eine objektive, die W irklichkeit 
nicht aus dem  Blidcfeld v er­

lierende Betrachtung des Triester 
Problems müßte wohl von der Fest­
stellung ausgehen, daß das Züng­
lein an der W aage das nationale 
Moment ist und daß dieses Mo­
ment einen entschiedenen Aus­
schlag zugunsten Italiens gibt. In 
politischer Beziehung gleichen sidi 
die italienisdien und die jugosla­
wischen Ansprüdie ungefähr aus. 
’ Virtsdiaftlich kann Triest, solantre 
sein Schwerpunkt in der vom Aus- 
senhandel des natürlichen H inter­
landes abhängigen Hafenbewegung 
liegt, heute nur eine Last be­
deuten. Vor 1914 w ar die Bedeu­
tung Triests als Haupthafen der 
Habsburger Monarchie und als ein­
ziger Hafen ihrer österreichischen 
Hälfte n id it eigentlich durch die 
damals erreichte Größe des Um­
schlagvolumens als vielm ehr durch

dessen Anwachsen von Jahr zu 
Jah r und entsprechend durch den 
Zufluß des erforderlichen Ausbau­
kapitals gegeben. Italien hat nach 
diesem Kriege alles daran gesetzt, 
um ein Absinken des Umsdilag- 
volumens zu verhindern. Bei der 
Aufteilung der Uberseerouten auf 
die v ier in  dem Staatskonzern auf­
gegangenen Großreedereien erhielt 
der Lloyd Triestino — mit dem 
Heimathafen Triest — den O st­
verkehr durdi den Suezkanal bis 
Japan, China und A ustralien zn- 
gesprodien. Damit wurde dem Ha­
fen auch ein italienischer Umschlag 
gesichert, der andernfalls nicht an 
die Nordspitze der Adria herange­
kommen wäre. Darüber hinaus war 
es Italien gelungen, trotz des v er­
stärkten W ettbewerbs der N ord­
seehäfen (der zwar schon zur Zeit 
der Monarchie v/irksam geworden 
war, sich aber hatte leiditer un ter­

binden lassen) Triest einen nam ­
haften A nteil am  nachkriegsöster- 
reidiischen Außenhandel zur See 
zu sichern. Mit W ien wurden 
sogar Abmachungen getroffen, die 
auch ein direktes Interesse Öster­
reichs am  Triester Hafen vorsahen 
(eigene Lagerhäuser in der für 
Österreich reservierten  Freihafen­
zone, Einsdialtung österreichisdier 
Sdiiffe in  den V erkehr etc.), Ziel­
setzungen, die allerdings bis 1938 
infolge der W irtschaftssdiwächen 
und Kapitalarm ut der Republik 
ö s te rre id i keine rechten Fortschrit­
te  maditen. Die seit etwa der 
Jahrhundertw ende begonnene, a l­
lerdings der Privatinitiative über­
lassene und durch keine Staats­
maßnahmen geförderte Industriali­
sierung des Vorgeländes von Triest 
w urde von Italien in jeder W eise 
unterstützt. Das faschistisdie Re­
gime, das an  den gegenwärtigen 
Spannungen durch seine Politik der 
Entnationalisierung der slow e­
nischen M inderheit die Haupt- 
sdiuld trägt, hat w eiter für die 
Niederlegung der A ltstadt und die 
Durchführung des entworfenen 
Stadtbauplanes beträchtliche öffent-
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lidie Mittel zur Arbeitsbeschaffung 
aufgewendet und privates Kapital 
zum Einsatz gebradit, wie es audi 
die Defizite der Gemeindeverwal­
tung jeweils zu dedien bereit war. 
Die Frage ist müßig, ob Jugosla­
wien hinsiditlidi der wirtsdiaft- 
lidien Daseinsbedingungen Triests 
überhaupt in  der Lage wäre, in 
gleidier W eise vorzusorgen w ie 
Italien. Man braudit sidi nur vor 
Augen zu halten, daß sdion zur 
Ersetzung des italienisdien Um- 
sdilags im Triester Hafen ein be- 
träditlidier Anteil des jugosla- 
wisdien Außenhandels zur See 
dorthin um geleitet werden müßte 
(der Teil des natürlidien H inter­
landes Triests, der auf Slowenien, 
insbesondere auf das ehemalige 
Krain entfällt, trägt nur unbedeu­
tend zum Gesamtumsdilag bei). 
Mit dem Fortfall des Sdiiffsraumes 
des Lloyd Triestino, dessen Kapital 
ganz in italienisdier Hand ist, wür­
de die audi heute stark fühlbare 
Anziehungskraft der Nordseehäfen 
auf den österreidiisdien Außenhan­
del mit einem Sdilag bestimmend 
werden. Sofortigen Ersatz bereitzu­
stellen, reid it die Tonnage der 
jugoslawisdien Flotte nidit aus.

Im Triester Bahnumsdilag steht 
Italien an zweiter, Jugoslawien an 
fünfter, im Seeumsdilag Italien an 
dritter, Jugoslawien an  siebzehn­
ter Stelle. Der Untersdiied im Um- 
sdilag zur See zwisdien 1952 und 
1938 dedit sidi ungefähr mit den 
Transporten der USA '̂ die bezüg- 
lidi der ausgesdiifften W aren der 
Hauptsadle nad i aus Hilfslieferun­
gen an  österre id i, Südostdeutsdi- 
land und Jugoslawien bestehen 
(für Italien wird vorwiegend der 
Hafen von Livorno benutzt).

W as die nationale Zusammen­
setzung der Bevölkerung des Frei­
territoriums anlangt, geht die 
letzte offizielle Zählung auf das 
Jahr 1921 zurück. Auf dieser Grund­
lage würden entfallen:
auf d ie  Z one A  (219,76 qkm) 262 382 
E inw ohner, davon  211 660 I ta lie n e r  u n d  
32 403 S low enen  (für den  A ugust 1953 
ergaben nicht restlo s verläß liche s ta ti­
stische E rm ittlungen eine G esam tzahl 
von 297 003, davon 257 858 I ta lie n e r  iind 
39 145 S low enen);
auf d ie  Zone B (563,34 qkm) 71 749 Ein­
w ohner, davon  54 651 I ta lie n e r und 
17 098 S low enen (derzeit n a d i un g e­
fähren F ests te llungen  von  Prof. S d dffrer 
der T ries te r  U n iversitä t ru n d  57 000,

m m m

w ovon —  auf G rund  d er G ebrauchs­
sprache —  etw a  40 000 I ta lie n e r  und 
17 000 S low enen; nach e in e r  Z ählung 
des B e lgrader In stitu ts  fü r ad ria tisd ie  
Forschung vom  D ezem ber 1945 —  v e r­
öffentlicht im  „C adastre  N ational de 
r i s t r i a “ —  in sgesam t 67 461, davon  
29 672 I ta lie n e r  und  30 789 Slaw en), 

Nun ist die von den W estmädi- 
ten 1948 im Sinne einer Rüdegabe des 
Triester Territoriums an Italien ab ­
gegebene Erklärung einsdiließlich 
ihrer späteren Neufassungen ein­
deutig vom Gesichtspunkt der 
nationalen Zugehörigkeit des über­
wiegenden Anteils der Bevölkerung 
ausgegangen. Ebenso w aren die 
Weisungen, die Außenminister 
Piccioni von der italienisdien Re­
gierung für die Behandlung der 
Frage in  Paris erhalten hat, auf 
dieses Grundargument abgestellt. 
Nach dem Kriege war eine ameri- 
kanisdi-britisdi-französisdie Kom­
mission in  Triest und Istrien  Mo­
nate hindurch dam it beschäftigt, 
die Grenzziehung zwischen Italien 
und Jugoslawien nach ethnisdien 
Gesiditspunkten festzulegen. Drei 
„Linien" wurden vorgesdilagen, 
und keine davon w urde genehmigt. 
Jugoslawien bekam Istrien und gab 
sidi damit zufrieden, daß das 
„freie Territorium" geschaffen w ur­
de, ein dilletantisdies Gebilde, von 
dessen dauernder Lebensfähigkeit 
wohl selbst seine Konstrukteure 
kaum überzeugt sein konnten, 
während sowohl Italien als auch 
Jugoslawien sich von vornherein 
darüber im klaren waren, daß die 
Frage der endgültigen Zuweisung 
des Gebiets an den einen oder den

anderen Prätendenten früher oder 
später w ürde spruchreif werden 
müssen. Daß der Gouvemeursposten 
nicht besetzt werden konnte, ist 
lediglidi als Symptom zu werten. 
Die A lliierten stimmten zu, als 
Italien sich bereiterklärte, das un­
vermeidlich Verwaltungsdefizit der 
Stadt Triest zu decken (erst kürz­
lich hat Italien einen Beitrag für 
Triest in Höhe von über 6,26 Mrd. 
Lire für das erste Halbjahr 1954 so­
wie den regelmäßigen Zuschuß für 
den Schiffbau in den W erften der 
Zone A — 1,755 Mrd. Lire — 
genehmigt). Jugoslawien wurde mit 
der Besetzung der Zone B beauf­
tragt. Das Streitobjekt wurde aus 
N aivität oder aus Raffinement prä- 
judiziert. Die W estm ädite, die ihre 
gemeinsam abgegebene Erklärung 
zugunsten Italiens sicherlich nicht 
ad ac ta  legen können, werden aber 
die Entscheidung nicht treffen, son­
dern im Verhandlungswege — wohl 
durch Herbeiführung einer V er­
ständigung zwisdien Italien und 
Jugoslaw ien — die Lösung des 
Triestproblems zu finden suchen, 
allerdings dringlicher a ls  sie es 
bisher schon getan haben. Die Aus­
sichten sind in der letzten Zeit 
günstiger geworden, wenigstens 
insoweit als Italien auf eine Eini­
gung angewiesen ist, weil sie der 
Ratifizierung des Beitritts zur Euro­
päischen Verteidigungsgemeinschaft 
durch das Parlam ent förderlich wäre, 
und als andererseits auch Tito in. 
der letzten Zeit schon wegen des 
Balkanpaktes aus der Spannung m it 
Italien herauskommen möchte. (Cr.)
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